
Am 10. Juni hat Finanzminister Mar-
terbauer das zweite Doppelbudget der 
Dreier-Koalition aus ÖVP, SPÖ und Neos 
im Nationalrat vorgestellt. Das Mach-
werk für 2027 und 2028 trägt den Ti-
tel “Aufschwung, Gerechtigkeit, Refor-
men”. Bei näherer Betrachtung lässt 
sich sagen: 

Aufschwung wird es kaum bringen, 
Gerechtigkeit mit Sicherheit auch nicht 
und die Reformen befeuern die Umver-
teilung von unten nach oben. Ab 2027 
sinkt der Anteil der Unternehmen zur 
“Konsolidierung”, während jener der 
Haushalte kontinuierlich steigt. Mehre-
re hundert Euro wird jeden von uns das 
Paket pro Jahr kosten - Geld, das viele 
von uns eigentlich nicht haben! Was das 
Budget allerdings mit Sicherheit brin-

gen wird, ist eine weitere Stärkung der 
FPÖ. Eine genaue Analyse der Regie-
rungspläne ist wichtig, um zu verstehen, 
was auf uns zukommt. Dann können wir 
einschätzen, welche Belastungen, aber 
auch welcher Widerstand möglich ist. 
Und erfolgreicher Widerstand kann die 
Pläne nicht nur abschwächen, sondern 
auch gänzlich ausbremsen.

Je nachdem, wer das Doppelbudget 
beurteilt, fällt die Einschätzung unter-
schiedlich aus. Die ÖVP rühmt sich, dass 
ihre “Handschrift” deutlich zu erkennen 
ist und spricht von einem Budget der 
treffsicheren Standortpolitik. Die SPÖ 
behauptet, die Last wäre “fair” verteilt. 
Die Neos klopfen sich auf die Schulter, 
behaupten, dass “zentrale Neos-Ver-
sprechen umgesetzt” würden und beto-

nen die Senkung der Lohnnebenkosten. 
Der ÖGB schreibt sich auf die Fahnen, 
für mehr Fairness gesorgt zu haben. 
Und die Agenda Austria, das Sprachrohr 
des brutal-neoliberalen Kapitals, be-
klagt, dass gar nicht gespart würde und 
wünscht sich v.a. bei Pensionen und Ge-
sundheit weitergehende Reformen. Es 
scheint also ein gemischtes Bild zu sein. 
Ganz nach dem Motto, wenn niemand 
ganz zufrieden ist, dann ist die Last auf 
alle verteilt. Doch bei näherem Hinse-
hen zeigt sich rasch, dass dieses Bild 
nicht stimmt. Im Gegenteil ist es die 
Fortsetzung des letzten Belastungspa-
kets plus zusätzlicher Geschenke an das 
Kapital. Von “Ausgewogenheit” kann 
keine Rede sein! Wir analysieren das Pa-
ket und seine Folgen:

Kampf-Kampf-
maßnahmen maßnahmen 

gegen gegen 
Kürzungs-Kürzungs-

maßnahmenmaßnahmen!!
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Doppelbudget Nr.2: 
Umverteilung von unten 
nach oben geht weiter

Selbst die Regierung gibt - versteckt 
- zu, dass das Ganze eine große Umver-
teilung von unten nach oben ist. Der An-
teil der Löhne und Gehälter am BIP wird 
durch die Maßnahmen weiter absinken: 
innerhalb von sechs Jahren bis 2031 
um fast 10%. Die Arbeiter*innenklasse 
wird auf mehreren Ebenen zur Kasse ge-
beten: zuerst die Lohnabschlüsse unter 
der Inflation, dann das erste und nun 
das zweite Belastungspaket. Gleich-
zeitig werden die Reichen immer rei-
cher und eine Reihe von Unternehmen 
schreibt Rekordgewinne. All das macht 
wütend – zu Recht!

Das Märchen von den armen Firmen
Dreist ist die Darstellung, Firmen und 

Unternehmen würden einen großen Bei-
trag leisten. Die Bankenabgabe soll für 
zwei Jahre verlängert werden und pro 
Jahr 300 Millionen bringen. Zum Ver-
gleich: 2024 verzeichneten die Banken 
Rekordgewinne und auch 2025 gab es 
Jahresgewinne jenseits der Milliarden-
marke! Die Abgabe macht nur rund 5% 
der Gewinne aus.

Unternehmen müssen künftig auch 
für Beschäftigte über 60 in den Fami-
lienlastenausgleichsfonds (Flaf) ein-
zahlen und die Körperschaftssteuer für 
Unternehmen mit einem Jahresgewinn 
von über einer Millionen wird erhöht. 
Den Beitrag zum Flaf zahlen sich die 
Beschäftigten selbst. Gewinne über 
einer Million haben nur wenige große 
Unternehmen. Allerdings stehen diesen 
geringen Erhöhungen die massiven Ein-
sparungen für Unternehmen durch die 
Senkung der „Lohnnebenkosten“ ge-
genüber. Der Beitrag zum Flaf wird um 2 
Milliarden Euro gekürzt, für jede Firma 
von 3,7 auf 2,7% - das ist eine Ersparnis 
von 27%!  

Bei den “Lohnnebenkosten” wird so 
getan, als ob die Firmen nicht nur ein 
Gehalt, sondern darüber hinaus großzü-
gig Lohn”nebenkosten” bezahlen. Tat-
sächlich ist beides (Lohn/Gehalt sowie 

die “Nebenkosten”) ein Teil des Lohnes 
und Teil dessen, was die Beschäftigten 
erarbeitet haben. Werden die “Neben-
kosten” gesenkt, bedeutet das eine 
Lohn/Gehaltskürzung. Denn das Geld 
fließt direkt in die Taschen der Eigentü-
mer*innen und Aktionär*innen. Für die 
Beschäftigten kann das unangenehme 
Folgen haben: Aus diesen “Nebenkos-
ten” werden u.a. die Unfallversicherung 
und verschiedene Familienleistungen 
bezahlt. Die Kürzungen der letzten 
Jahre bei diesen “Nebenkosten” haben 
zum Geldmangel bei der Unfallversiche-
rung geführt. 

In den nächsten Jahren wird der Staat 
einspringen, wo die Unternehmen “ent-
lastet” werden. Also unsere Steuer-
gelder für ihre Gewinne - auf Dauer 
kann es hier auch zur Leistungskürzung 
kommen, weil weiter “gespart” werden 
“muss”. Die Kapitalvertreter*innen be-
haupten, dass die Senkung der Lohn-
nebenkosten nötig wäre, um den Stand-
ort zu stärken. Die ÖVP behauptet, so 
würden tausende Jobs geschaffen. Wer 
allerdings glaubt, das würde die Investi-
tionen und damit die Gesamtwirtschaft 
ankurbeln, irrt. Auch Marterbauer er-
teilte dieser Hoffnung eine recht deut-
liche Abfuhr und gab damit zu, dass es 
mit dieser Maßnahme eigentlich nur da-
rum geht, die Gewinne hoch zu halten. 
Denn die niedrigen Investitionen haben 
ihre Ursache nicht im Mangel an Profi-
ten oder Kreditmöglichkeiten, sondern 
im Mangel an Perspektive, mehr zu ver-
kaufen. Und die verschlechtert sich eher 
angesichts der Krisen. Trotzdem macht 
diese Senkung der “Nebenkosten” rund 
80% aller “Offensivmaßnahmen” aus. 
Die Wirtschaft wird also nicht angekur-
belt durch diese Maßnahme - im Gegen-
teil. Denn schon jetzt ist ein wesent-
licher Teil der Investitionen durch bzw. 
im Bereich der öffentlichen Hand: hier 
soll allerdings gestrichen werden, da 
doch 80% der “Offensivmaßnahmen” 
in die “Senkung der Lohnnebenkosten” 

gehen. Stattdessen haben z.B. die ÖBB 
in den nächsten zwei Jahren 300 Mil-
lionen weniger für Investitionen. Der 
katastrophale Zustand der Deutschen 
Bahn ist die Folge von Jahren der Kür-
zungen und einem Mangel an Investitio-
nen. Dort sind wir - noch - nicht, aber die 
Richtung wird eingeschlagen.

Das Budget sieht Einnahmen durch 
die erhöhte Dividendenausschüttung 
von Verbund und Öbag-Unternehmen, 
also Unternehmen im öffentlichen Be-
sitz, vor. Hier von einem Beitrag durch 
“Unternehmen” bzw. “die Wirtschafts-
seite” zu sprechen ist absurd. Wenn 
(teil)staatliche Unternehmen, die Infra-
struktur anbieten, ihre Dividende erhö-
hen, bedeutet das 1) höhere Preise für 
die Konsument*innen und 2) dass, wenn 
dem Unternehmen Geld für Investitio-
nen fehlt, gegebenenfalls der Staat (= 
Steuerzahler*innen) einspringen muss 
– oder nötige Investitionen nicht statt-
finden. Das sind also keine zusätzlichen 
Belastungen für das Kapital, sondern 
weitere 163 Millionen (2027) bzw. 180 
Millionen (2028), die v.a. die Arbei-
ter*innenklasse zahlen soll.

Die sozialen Einschnitte durch die Er-
höhungen unter der Inflation bei Pen-
sionen, Kinderbeihilfe und anderen So-
zialleistungen, durch die Erhöhung der 
Beiträge zur Arbeitslosenversicherung 
für Niedrigverdiener*innen, die Kürzun-
gen bei Arbeitslosen etc. verdoppeln 
sich von 0,9 Milliarden 2027 auf 1,8 
Milliarden 2031. Bei den Unternehmen 
ist der Trend genau gegenläufig: ihr Bei-
trag reduziert sich  ab 2027 dramatisch. 

In Summe kann man sagen: Selbst 
wo die Unternehmen etwas bezahlen, 
finanzieren sie damit die weit größere 
Entlastung für Unternehmen. Wo aber 
Beschäftigte und Ärmere etwas zahlen, 
finanzieren sie damit ebenfalls die weit 
größere Entlastung der Unternehmen. 
Unterm Strich ist das ganze Paket also 
eine fette Umverteilung von unten nach 
oben! Im
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Das Märchen von Fair und Gerecht
Bezahlen soll die “Konsolidierung” 

bzw. “Sanierung” des Budgets und der 
Staatsfinanzen die Arbeiter*innenklas-
se in Summe und v.a. die ärmeren Teile. 
Das ganze Budget, bzw. der “Strategie-
bericht” der Bundesregierung hat 268 

Seiten. Es ist deutlich sichtbar, dass 
Marterbauer zeigen möchte, dass er sich 
mit Wirtschaft, Finanzen und Budgets 
auskennt. Das Papier erschlägt mit vie-
len Zahlen und zahlreichen Wiederho-
lungen. Doch einiges zieht sich wie ein 
roter Faden durch:

•	 Vollmundige Absichtserklärun-
gen, die im Widerspruch zu den 
finanziellen Mitteln stehen

•	 Das Ziel, den Anteil am BIP von 
Ausgaben für Soziales, Gesund-
heit, Familien, Umwelt und Kunst 
und Kultur zu senken.

Die rassistische Erzählung der FPÖ 
von Migrant*innen als Problem wird 
von dieser Regierung, die angetreten 
ist, um die FPÖ zu verhindern, festge-
schrieben. Der Anteil der Ausgaben für 
Fremdenwesen am BIP soll bis 2031 hal-
biert werden (von niedrigen 0,12% auf 
noch niedrigere 0,06%). Alles schöne 
Gerede von Menschenrechten, Schutz 
vor Verfolgung etc. verkommt zur hoh-
len Phrase. Die Einsparungen sind nicht 
beim Personal geplant und außerdem 
wird viel Geld in “Rückkehrzentren” 
fließen. Gestrichen werden wird also bei 
der Unterstützung von Migrant*innen/
geflüchteten Personen. 2027 sollen die 
Auszahlungen um 13% sinken, im Jahr 
darauf um weitere 22%. 

Angriffe im FPÖ-Stil stehen im aktu-
ellen Budget: „Wer bei uns leben will, 
muss Teil werden. Das bedeutet: Deutsch 
lernen, arbeiten gehen und unsere Wer-
te und Gesetze achten. Integration ist 
kein Angebot, sondern eine Verpflich-
tung. Wer sich nicht daran hält, hat mit 
empfindlichen Kürzungen und Strafen zu 
rechnen.“ So wird auch das rassistische 
Bild vom “arbeitsscheuen Ausländer in 
der sozialen Hängematte” bedient in 
der Hoffnung, der FPÖ ein paar Stimmen 
abzuluchsen. Doch von einer “Sozialhil-
fe NEU” und einer Aktiv-Pension wer-
den nicht nur Migrant*innen betroffen 
sein. Denn es sollen “Arbeitsanreize und 
Eigenverantwortung gefördert und Inte-
gration aktiv eingefordert werden”. Im 
Klartext: Migrant*innen UND Arbeits-
losen UND sozial Schwachen soll das 
Leben noch schwerer gemacht werden, 
was eine zumutbare Arbeit, ein zumut-
barer Arbeitsweg ist, kann verschärft 
werden. Gestrichen werden sollen bei 
den Ärmsten der Armen im kommenden 
Jahr damit 50 Millionen, 2028 bereits 
100 Millionen. Und was mit Kürzungen 

bei Menschen mit Migrationshinter-
grund beginnt, wird rasch für alle gelten.

 
Arbeitslose, ältere Beschäftigte und 

Pensionist*innen müssen gemeinsam 
betrachtet werden. Eine Anhebung des 
Pensionsantrittsalters ist in diesem Pa-
ket nicht vorgesehen, aber nur verscho-
ben. Und wenn das Pensionsalter steigt 
und man dann später in die Pension 
kommt, aber dafür länger arbeitslos ist, 
bringt das wenig Kürzungspotential. 
Also muss bei allen drei Gruppen gestri-
chen werden. 

Tatsächlich wird die Arbeitslosigkeit 
bei Älteren sogar steigen, weil die Re-
gierung sie verteuert. Also muss auch 
der Druck auf Arbeitslose erhöht werden 
bzw. die Möglichkeit, hier “zur Strafe” 
Bezüge zu streichen. All das ist geplant, 
schließlich will die Regierung Ausgaben 
sparen. Wenn sich die Regierung rühmt, 
dass sie 50 Millionen für die Aktion 55+ 
bereitstellt, die ältere Arbeitslose bei 
der Jobsuche unterstützen soll, dann ist 
das nur die halbe Wahrheit. Denn gleich-
zeitig werden Arbeitslose und Menschen 
mit niedrigem Einkommen in weit hö-
herem Ausmaß zur Kasse gebeten. Die 
Regierung will die Beiträge zur Arbeits-
losenversicherung für Beschäftigte mit 
Bruttolöhnen unter 2.225 Euro/Monat 
wieder einführen und die bisherige so-
ziale Staffelung streichen. Betroffen 
davon sind zwischen 700.000 und 1,4 
Millionen Beschäftigte im Niedriglohn-
bereich und in der Teilzeit, die dadurch 
über zwei Prozent ihres Nettoeinkom-
mens verlieren. Zwei Drittel der Betrof-
fenen sind Frauen. 270 Millionen Euro 
soll die Maßnahme nächstes Jahr brin-
gen, 2028 bereits 380 Millionen. 

Zum Vergleich: Die Bankenabgabe 
macht nur 300 Millionen pro Jahr aus. 
Für zusätzliche Arbeitsmarktmaßnah-

men (also das AMS, Schulungen etc.), 
die gerade angesichts der steigenden 
Arbeitslosigkeit immer wichtiger wer-
den, sind nur 170 Millionen vorgesehen. 
Ein weiteres Problem ist, dass die Basis-
annahmen der Regierung ein mehr als 
rosiges – aber unrealistisches  - Bild der 
wirtschaftlichen Entwicklung zeichnen: 
Gerechnet wird mit sinkenden Arbeits-
losenzahlen, die Realität wird aber ver-
mutlich anders aussehen. Auch deswe-
gen wird schon jetzt bei den Arbeitslosen 
die Daumenschraube angesetzt.

Daher findet sich auch einiges zum 
Thema „Betrugsbekämpfung“ im Pa-
pier. Verstärkte Kontrollen und Daten-
austausch sollen „Sozialbetrug“ verhin-
dern. Wie auch beim Thema Migration 
wird hier mit Nebelgranaten gearbeitet 
und so getan, als ob Sozialbetrug ein 
großes und teures Problem wäre. Erwar-
tet wird, dass durch die Verschärfungen 
ganze 800 Fälle aufgedeckt werden und 
das rund 5 Millionen bringt. Zusätzliche 
10 Millionen soll das AMS durch ähnli-
che Überprüfungen einbringen. 

Vergleichen wir diese Beträge mit den 
Milliarden, die durch kreative Buch-
führung, Steuerbetrug bzw. das nicht 
Weiterleiten von Sozialversicherungs-
beiträgen und bereits eingehobener 
Umsatzsteuer von Firmen verloren ge-
hen! Schätzungen (genaue Zahlen gibt 
es nicht, weil das nicht erhoben wird) 
gehen von einer Steuerlücke (also der 
Differenz davon, was Firmen eigentlich 
an Steuern abliefern sollten und dem 
was sie tatsächlich abliefern) von 12-15 
Milliarden aus. Schon lange wird ein Aus-
bau der Finanzprüfung bei Firmen und 
Konzernen gefordert (auch vom Rech-
nungshof), doch hier bleibt das Personal 
knapp und damit werden viele dieser 
gestohlenen Beträge nie entdeckt. Auch 
beim Finanzministerium sind sinkende 
Personalkosten vorgesehen und das 
wird wohl dazu führen, dass die Finanz-
ämter weniger Ressourcen für Betriebs-

Die Angriffe im Detail
Migrant*innen:

Arbeit & Arbeitslose:
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prüfungen haben werden. Wie praktisch 
für die Firmen!

Denn bis 2031 soll die Anzahl der Be-
schäftigten in den Ministerien um 6% 
gesenkt werden. Das bedeutet, dass 
künftig die gleiche Arbeit von weniger 
Menschen geleistet werden soll. Die 
Beschäftigten im Öffentlichen Dienst 
haben im Herbst 2025  erleben müssen, 
wie der ohnehin schlechte Kollektiv-
vertrag einfach aufgemacht und noch 
weiter verschlechtert wurde. Mehrere 
Jahre von Realllohnverlusten bringen 
dem Budget jährlich 310 Millionen Euro. 
Betroffen sind nicht nur ein paar über-
bezahlte Hofräte, sondern hunderttau-
sende Beschäftigte in Spitälern, bei der 
Müllabfuhr, dem Öffentlichen Verkehr, 
in Schulen und Kindergärten und vie-
le mehr. Sie alle können nun mit einer 
neuen Schmutzkübelkampagne rechnen 
über die angeblichen Privilegien der 
„Beamten“. Die wenigsten davon sind 
allerdings Beamte, sie haben keinen ge-
sicherten Job. Ziel einer solchen Kampa-
gne ist es, den Arbeitsdruck im öffentli-
chen Dienst UND für alle Beschäftigten 
zu erhöhen. 

Kinder, Familien und Bildung heftet 
sich jede Regierung auf die Fahnen. Es 
fehlt also nicht an großen Worten. Man 
schreibt über “steigende Ausgaben” - 
die aber unter der Inflation liegen. Die 
Ausgaben für Familie und Kinder sollen 
von aktuell 1,75% des BIPs auf 1,56% 
2031 gedrückt werden. Hier erklärt die 
Regierung: “Leistungen wie die Fami-
lienbeihilfe, das Kinderbetreuungsgeld, 
die Freifahrten für Schülerinnen, Schü-
ler und Lehrlinge, das Zivildienstgeld 
sowie ein breites Förderangebot, für Fa-
milienberatungsstellen, Elternbildung, 
Kinderschutz und Gewaltprävention und 
Bundesjugendförderungen, sind weiter-
hin sicherzustellen.” Es ist zwar nicht 
geplant, ganze Leistungen zu streichen, 
aber deren Kürzung. Durch die Nicht-
Anpassung an die Inflation und den er-
schwerten Zugang (zB für Menschen mit 
Migrationshintergrund) sind Verschlech-
terungen zu erwarten. Die Regierung 
gibt vor, Kinderarmut zu bekämpfen. 
Doch woher kommt Kinderarmut? Sie ist 
die Folge von Einkommensarmut der El-
tern. Wenn sowohl die Löhne/Gehälter 
als auch die Sozialleistungen für Eltern 
und Familien sinken, dann ist die Folge 
ein weiterer Anstieg der Kinderarmut.

Als „Lösung“ wird Bildung angebo-
ten. Natürlich verbessert eine bessere 
Bildung die künftigen Chancen, doch 
sie kann die generelle gesellschaftli-
che Ungerechtigkeit und v.a. die man-
gelnden Jobs nicht lösen. Doch auch 
der Bildungsbereich sieht sich mit einer 
Fortsetzung des Mangels konfrontiert. 
Daran ändert es auch nichts, dass v.a. 
die Neos abfeiern, dass Schritte in Rich-
tung verpflichtendes zweites Kinder-
gartenjahr gesetzt werden. Unklar ist, 
wo qualitativ gute Plätze herkommen 
sollen, an denen es schon jetzt mangelt. 

Bei den Universitäten ist ein massiver 
Kahlschlag geplant. Die Kürzungsplä-
ne haben hier bereits zu einem großen 
Protest geführt. Ob die angekündigten 
begleitenden Unterstützungen für Stu-
dierende (erleichterter Zugang zu För-
derungen, billigeres Essen und günsti-
gere Heimplätze) tatsächlich kommen 
und greifen, ist fraglich. 

Auch in den anderen Bereichen des 
Bildungswesens, wo viele Beschäftigte 
bereits seit langem am bzw. über dem 
Limit arbeiten, wird sich die Lage weiter 
verschärfen. Unterm Strich ist auch hier 
geplant: Mehr Arbeit, weniger Geld.

 

Auch hier: vollmundige Erklärungen 
und gleichzeitig reale Kürzungen. Denn 
die “Steigerungen” mit 0,2% und ähn-
lich niedrigen Werten liegen weit unter 
der Inflation (selbst der niedrigen von 
der Regierungen angenommenen). Das 
bedeutet Budgetkürzungen in vielen 
Bereichen. So auch bei den Mindest-
pensionen, die zu zwei Dritteln von 
Frauen bezogen werden und die durch 
die Ausgleichszulage auf ein halbwegs 
menschenwürdiges Niveau angehoben 
werden sollen. Diese Ausgleichszula-
ge soll 2027 um 3,3% erhöht werden. 
Selbst wenn die offizielle Inflation unter 
diesen 3,3 % bleiben sollte, hilft das den 
Bezieher*innen wenig, da gerade für 
Menschen mit niedrigem Einkommen 
der Miniwarenkorb, der einen wöchent-
lichen Einkauf abbildet, wesentlich aus-
sagekräftiger ist! Dieser stieg z.B. im 
April 2026 im Jahresvergleich um 5,8%.

Für 2028 werden “weitere Einspa-
rungen im Rahmen der Pensionsanpas-
sung” angedroht. Agenda Austria und 
andere fordern schon länger einen dra-
matischen Umbau des Pensionssystems 
mit stärkerer Bindung an den (oft unsi-
cheren) Finanzmarkt und einem späte-

ren Pensionsantritt. Mit ÖVP und Neos 
haben sie zumindest zwei Parteien in 
der Regierung, die dafür durchaus offen 
sind.

Ähnlich ist die Situation in den Berei-
chen Soziales und Pflege: die vorgese-
henen “Erhöhungen” in den nächsten 
Jahren liegen unter der erwarteten 
Inflation. Teilweise sind sogar direkte 
Kürzungen bzw. niedrigere Ausgaben 
in den nächsten paar Jahren vorgese-
hen, wie z.B. bei der Unterstützung von 
Menschen mit Behinderung oder der 
24-Stunden-Pflege, der Familienbeihil-
fe, dem Kinderbetreuungsgeld und der 
Altersteilzeit.  

Fast schon ein Hohn sind die Ankündi-
gungen, das Gesundheitssystem zu ver-
bessern (“eine qualitativ hochwertige, 
effiziente und effektive Gesundheitsver-
sorgung sicherzustellen”). Vielmehr ist 
erklärtes Ziel, die staatlichen Gesund-
heitsausgaben von aktuell 0,61% des 
BIP auf 0,48% des BIP 2031 zu drücken 
- also minus 20%! Da sind dann Ankün-
digungen wie Maßnahmen für die psy-
chosoziale Gesundheit von Kindern und 
Jugendlichen bzw. Aktionsplan Frauen-
gesundheit nur schöne Worte.

Erklärtes Ziel ist im Bereich Gesund-
heit der Ausbau der ambulanten Betreu-
ung. Doch schon in den letzten Jahren 
und Jahrzehnten hat diese Entwicklung 
dazu geführt, dass Patient*innen zu 
rasch aus dem Spital entlassen wurden 
und ein großer Teil der Pflege und Be-
treuung von den Angehörigen geleistet 
werden muss. Das bedeutet Überlastung 
der Angehörigen und schlechtere Quali-
tät der Betreuung, da Angehörige kei-
nerlei Ausbildung dafür haben.

Geschickt formuliert hat SPÖ-Frau-
enministerin Holzleitner, dass das Frau-
enbudget den höchsten Stand in der 
Geschichte Österreichs erreicht. Aber 
Frauenpolitik ist nicht in erster Linie 
durch “spezielle” Maßnahmen erfolg-
reich, sondern v.a. durch ausreichende 
Löhne und Sozialleistungen. Aber gera-
de Bereiche, in denen viele Frauen ar-
beiten, haben Lohnabschlüsse unter der 
Inflation. Dazu kommen Verluste durch 
die fehlende Anpassung verschiedener 
Sozialleistungen an die Inflation - auch 
davon sind überproportional Frauen 
betroffen. Es gibt also zahlreiche Maß-
nahmen in diesem Budget, die sich für 
Frauen mehr als negativ auswirken. 

Familien, Kinder, Bildung
Gesundheit, Pensionen

Frauen
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Es ist gut, wenn Einrichtungen wie die 
Frauen- und Mädchenberatungsstellen, 
Schutzunterkünfte und die Kriseninter-
vention als wichtig definiert werden. 
Doch gleichzeitig häufen sich die Berich-
te über Kürzungen bei Einrichtungen im 
Bereich der Familienhilfe, der psychoso-
zialen Betreuung, der Gesundheit oder 
im Bereich Arbeitsmarkt - alles Kürzun-
gen, die Frauen wegen der niedrigeren 
Einkommen stärker betreffen. 

Umweltpolitik ist kein Schwerpunkt 
der Regierung, der Anteil des Bereichs 
Umwelt-Klima-Kreislaufwirtschaft am 
BIP soll von 2026 bis 2031 de facto 
halbiert werden - im Vergleich zu 2025 
sinkt der Anteil sogar auf ein Viertel. 
Auch hier klaffen Ankündigungen und 
Realität weit auseinander: Im Papier 
steht “Die Transformation des gegen-

wärtig vorherrschenden linearen in ein 
kreislaufbasiertes Gesellschafts- und 
Wirtschaftssystem ist dringend gebo-
ten.” Kurz danach wird erklärt, dass die 
Geräte-Retter-Prämie gestrichen wird 
(finanzielle Unterstützung, wenn Konsu-
ment*innen technische Geräte reparie-
ren lassen, anstatt neue zu kaufen - was 
auch deshalb notwendig ist, weil der 
Konsumentenschutz bzw. Garantien für 
Geräte in den letzten Jahrzehnten mas-
siv verschlechtert wurden) und dass das 
Förderprogramm Kreislaufwirtschaft 
Mittel verliert.

Dafür sind Subventionen für Industrie-
strom vorgesehen und zwar im Rahmen 
des 750 Millionen schweren Industrie-
pakets. Energieintensive Unternehmen 
werden mit öffentlichen Geldern unter-
stützt, um sie “wettbewerbsfähig” zu 
machen. Dazu gehört das Standortsi-
cherungsgesetz SAG: Es kostet 75 Milli-
onen pro Jahr und soll Firmen “entschä-

digen”, die weiterhin CO2 emittieren 
und dafür aufgrund des europäischen 
Emissionshandels entsprechend zah-
len müssen. Konkret bedeutet das: Die 
Firmen dürfen weiter verschmutzen, 
die dadurch erhöhten Kosten trägt der 
Staat. Ähnlich das Industriestrompreis-
gesetz (ISPG), das pro Jahr 175 Millio-
nen kosten wird: hier werden Industrie-
unternehmen die erhöhten Strompreise 
abgefedert. “Finanziert” wird das u.a. 
durch zusätzliche Dividenden der Öbag 
und vom Verbund. Diese Dividenden feh-
len dem Staat dann an anderer Stelle 
bzw. den verschiedenen staatlichen Un-
ternehmen für Investitionen z.B. in de-
ren Infrastruktur. Und wer bezahlt die-
se erhöhten Dividenden beim Verbund? 
Die Konsument*innen durch die ständig 
steigenden Netz- und Energiekosten. 
Hier finanziert also nicht “die Industrie” 
diese Maßnahme sondern wieder die 
Steuerzahler*innen=Konsument*innen.

Umwelt & Klima

Und noch viel mehr Kürzungen
 Der Teufel steckt im Detail - und die 

Details kennen wir noch nicht. Das Paket 
enthält viele Zahlen, aber in den meis-
ten Bereichen wenig Konkretes und so-
mit wird erst genauer bekannt werden, 
in welchen Bereichen genau der Rotstift 
angesetzt wird. Darüber hinaus ist je-
des Ministerium laut Plan verpflichtet, 
einen Beitrag “zum Konsolidierungsvo-
lumen der Beteiligungs-Taskforce” zu 
leisten, hier geht es insgesamt um viele 
weitere Millionen. 

Das ist  Teil 2 der Senkung der Er-
messensausgaben im letzten Budget. 
Die Folgen der Senkung der Ermessens-
ausgaben werden erst jetzt mit einiger 
Verzögerung deutlich. Bei diversen 
Strukturen im Sozialbereich, bei der 
Wohnungslosen- und Jugendhilfe, der 
Familien- und Behindertenhilfe, bei psy-
chosozialer Unterstützung, bei der Be-
währungshilfe und der Suchthilfe, bei 
Arbeitsmarkt-, Bildungs- und Gesund-
heitsprojekten werden die Förderungen 
gekürzt. Das bedeutet weniger Perso-
nal, kürzere Öffnungszeiten, die Strei-
chung von Projekten und die Streichung 
von Angeboten und Leistungen. 

Durch das neue Budget und den “Bei-
trag zum Konsolidierungsvolumen” 
wird das noch mehr. Begleitet wird das 
seit Monaten mit Kritik gegenüber NGOs 
(Nicht-Regierungs-Organisationen). Mit 

den Attacken hat die FPÖ begonnen, die 
so tut, als ob NGOs nur unnötige, linke, 
queere, absurde Spaßvereine wären. Die 
Regierungsparteien haben diesen An-
griff dankbar aufgegriffen, um die Kür-
zungen in diesem Bereich besser durch-
setzen zu können. NGOs füllen das Loch, 
das durch Kürzungen von öffentlichen 
Stellen entsteht. Es sind meist kleine 
Vereine, die von Subventionen abhängig 
sind und eigentlich staatliche Leistun-
gen erbringen, aber billiger sind, weil 
der Staat durch magere Förderungen 
auch die Löhne nach unten drückt.

Wenn die Regierung ankündigt, “För-
derungen treffsicherer zu machen”, 
dann ist damit NICHT die Kürzung der 
diversen Unternehmensförderungen ge-
meint. Stattdessen werden den vielen, 
vielen kleinen Vereinen noch mehr Mit-
tel gestrichen werden, die all jene Auf-
gaben zu niedrigeren Löhnen überneh-
men, die der Staat nicht mehr macht. 
Was und wo das im Details sein wird, 
werden wir bald mitbekommen!

Das Budget selbst hat auch noch in 
einigen anderen Bereichen konkrete An-
kündigungen: 

- Die tägliche Turnstunde/Bewe-
gungseinheit an Schulen (lange be-
schlossen, nie wirklich umgesetzt) soll 
zwar ausgebaut werden, unklar ist aber 
mit welchen Mitteln und gleichzeitig 

sind Kürzungen bei der Förderung von 
Sportstätten geplant. 

- Die Mittel für die Wohnbauförde-
rung werden drastisch reduziert. Hier 
schieben sich Bund und Länder die Ver-
antwortung zu - die Leidtragenden sind 
Menschen, die sich die immer teureren 
Mieten nicht leisten können.

- Es ist auch davon auszugehen,dass 
es zu Kürzungen bei der Publizistik-
förderung kommen wird. Das sind jene 
kleinen Förderungen, die Kleinstmedien 
verschiedener Vereine von Politik über 
Kunst bis Tierschutz am Leben erhalten.

- Alle Bereiche sind mit einem “pas-
senden” Symbol im Dokument verse-
hen - bei Kunst und Kultur sehen wir zu 
Recht eine Theatermaske, die bestürzt-
traurig aussieht: denn bei Förderungen, 
Theatern und Museen wird es ebenfalls 
reale Kürzungen geben. Die ausgezahl-
ten Summen bleiben über Jahre unver-
ändert, verlieren also massiv an Wert. 
Einzig bei der Forschung steigen die 
Beträge tatsächlich: aber hier geht es 
ja auch darum, die heimische Wirtschaft 
zu unterstützen. D.h. mit öffentlichen 
Geldern wird Forschung subventioniert, 
die dann von privaten Unternehmen ge-
nutzt wird, um Profite zu machen, die 
dann aber wieder nur mangelhaft ver-
steuert werden…



OFFENSIVOFFENSIV
 Sommer 2026, Nr. 286 Innenpolitik

Der Hintergrund ist die angespannte 
Lage der Weltwirtschaft und in Folge 
dessen auch der österreichischen Wirt-
schaft. Je nach Prognose wird für Ös-
terreich auf ein “Wachstum” für 2027 
von unter einem Prozent gehofft. Und 
das ist die Grundlage für dieses Budget. 
Das prognostizierte Wachstum ist sehr 
gering - und nicht einmal das ist sicher, 
angesichts der extrem unsicheren inter-
nationalen Lage. Aus der kann sich die 
kleine österreichische Volkswirtschaft 
nicht ausklinken. 

Die Regierung hofft zwar, mit einzel-
nen Maßnahmen die Wirtschaft zu sti-
mulieren. Doch es ist äußerst fraglich, 
ob das tatsächlich funktioniert: einer-
seits weil eben das Meiste von inter-
nationalen Entwicklungen abhängt und 
andererseits weil die Maßnahmen den 
Konsum nicht ankurbeln werden: die 
Kaufkraft sinkt und die öffentliche Hand 
hält sich bei Investitionen zurück. Die 
Privaten werden auch künftig nicht in-
vestieren, wenn die gesamtwirtschaft-
liche Lage sich nicht verbessert. Eine 
kapitalistische Loose-Loose-Situation 
also.

Make Austria Great Again
Die Hoffnung, durch eine geschickte 

Politik die Ausgangsposition der heimi-
schen Wirtschaft am internationalen 
Markt zu verbessern, drückt sich auch 
politisch in einem Rückzug auf nationa-
le Interessen aus. 

Die eine Seite davon ist die Erhöhung 
der Militärausgaben, die andere, dass 
man nur mehr für jene internationalen 
Zusammenhänge zahlen will, die im Um-
kehrschluss Geld bringen. Gleich Trump 
macht man auf “Österreich zuerst” 
und kürzt die ohnehin mageren Mittel 
für internationale Klimahilfe, Beiträge 
zu internationalen Organisationen und 
den Auslandskatastrophendienst und 
zur Entwicklungszusammenarbeit. 

Dass Geld da ist, zeigen die steigen-
den Militärausgaben: “Das Budget 
steigt für das Jahr 2027 auf insgesamt 
5,30 Milliarden Euro, im Jahr 2028 dann 
auf 5,43 Milliarden Euro.“ Dazu gehören 
u.a. auch Mittelstreckenraketen um 500 
Millionen Euro: eine Waffengattung, die 
mit Verteidigung nichts zu tun hat, son-
dern dem Angriff dient. 

Gibt es eine Alternative?
Die parlamentarische Opposition ist 

naturgemäß nicht zufrieden mit dem 
Paket. Echte Alternativen haben Grü-
ne und FPÖ allerdings nicht. Die FPÖ, 
die sich ja gern als “Soziale Heimat-
partei” präsentiert, will mehr Perso-
nalabbau im Öffentlichen Dienst: also 
im Gesundheits- und Sozialbereich, im 
Bildungswesen und beim Öffentlichen 
Verkehr… Außerdem sieht sie bei der 
Mindestsicherung “Einsparungspoten-
tial”. Wer denkt, dass würde dann “nur” 
Menschen mit Migrationshintergrund 
treffen, sollte sich die Sozialkürzungen 
anschauen, wo die FPÖ regiert. Dort 
hetzt die FPÖ zwar genauso rassistisch, 
kürzt dann aber ganz “unrassistisch” 
bei allen. 

Insbesondere die SPÖ betont ständig, 
dass die Verantwortung für die aktuel-
le Problemlage bei der üppigen Aus-
gabenpolitik der letzten Regierungen 
liegt. Es stimmt, dass diese mit vollen 
Händen an ihre Klientel verteilt hat - 
wir erinnern uns an die Unsummen an 
Corona-Hilfen für Unternehmen. Aber 
warum ist der “Ausstieg aus dem EU-
Defizitverfahren” so ein zentrales Ziel? 
Die Maastrichtkritieren, also Kriterien, 
die Staaten bezüglich Neuverschuldung 
und Gesamtverschuldung in der EU er-
füllen müssen, sind keine naturgege-
benen Fixpunkte. Vielmehr wurden sie 
stets eingesetzt, um Sozialkürzungen 
zu argumentieren und zu erpressen. Be-
sonders dramatisch war das nach der 
Krise 2007/8 sichtbar, als die EU Grie-
chenland ein extrem brutales Kürzungs- 
und Ausverkaufsprogramm diktierte. 
Die Bevölkerung stellte sich dagegen - 
doch die regierende linke Partei Syriza 
setze nicht den Willen der griechischen 
Arbeiter*innen und der Gesamtbevölke-
rung um, sondern unterwarf sich dem 
Diktat der EU. Mit dramatischen sozia-
len Folgen, einem Ausverkauf u.a. von 
griechischen Inseln und um den Preis ei-
ner erstarkenden rechtsextremen Kraft. 
Auch damals gab es Sozialist*innen, die 
betonten, dass es nicht unsere Schul-
den sind, dass nicht wir “normalen Leu-
te” “über unsere Verhältnisse” gelebt 
haben. Auch viele neokoloniale Länder 
werden über Jahre und Jahrzehnte in 
einer Schuldenfalle gehalten, um sie ab-
hängig zu machen und sich den Zugriff 

auf ihre Wirtschaft, Ressourcen und 
Märkte zu sichern.

Ein riesiger Posten im Budget sind die 
Staatsschulden bzw. die dafür fälligen 
Zinszahlungen, die jährlich 7-8 Milliar-
den (und weiter steigend) ausmachen. 
Zum Vergleich: Im Rahmen der Wirt-
schaftskrise 2007/8 wurden einige Ban-
ken notverstaatlicht. Der Staat hat die 
Schulden übernommen und Milliarden 
an - im Wesentlichen andere Banken 
und Finanzinstitutionen - gezahlt, um 
diese abzuwickeln. Allein zur Abwick-
lung der ehemaligen Hypo-Alpe-Adria 
zahlte der Staat knapp 11 Milliarden 
Euro. Die Banken verdienen also, egal 
ob an den Zinsen oder an der Pleite: und 
wir sollen zahlen.

Politik und Medien stellen das Sparen 
als alternativlos dar. Und der Umfang 
der Kürzungsmaßnahmen ist enorm. Die 
Regierung selbst gibt zu, dass sie sich 
über die beiden Budgets zusammen auf 
satte 15 Milliarden belaufen. Betroffen 
sind über ¾ aller Haushalte. Aber: Al-
lein die Familien Porsche & Piech bzw. 
Mateschitz besitzen jeweils (!) mehr 
als das doppelte (also zusammen rund 
70 Milliarden Euro!). Die 10 reichsten 
Familien in Österreich besitzen zusam-
men weit über 100 Milliarden Euro. Al-
lein die zusätzlichen Steuereinnahmen 
durch die Erhöhung der Alkoholsteuer 
machen mehr aus, als die Gesamtein-
nahmen aus den Abgaben von land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben. Diese 
sind zu einem großen Teil Großgrund-
besitz im Besitz von früheren Adeligen, 
die nie enteignet wurden bzw. der Ka-
tholischen Kirche. Noch Fragen, woher 
das Geld kommen könnte, um allen ein 
gutes Leben zu ermöglichen?

Angesichts der Fakten über Reichtum 
und Vermögen, das in den Händen weni-
ger liegt, ist es eine falsche Ausgangs-
annahme, dass “wir” sparen müssten. 
Ein Problem ist, dass auch die Spitzen 
der Gewerkschaften diese Sparlogik 
tief verinnerlicht haben. Das gewerk-
schaftsnahe Momentum Institut liefert 
eine gute Kritik am Budget, betont aber 
auch, dass die sozialen Einschnitte “tie-
fer als notwendig” sind und akzeptiert 
damit gleichzeitig die Behauptung der 
generellen Sparnotwendigkeit.

Die Arbeiterkammer, die eigentlich 
die Interessen der Beschäftigten ver-

Die FPÖ ist der große Gewinner



Komm
Vorbei!
Wir treffen 
uns 
wöchentlich 
- online-
Teilnahme 
möglich.

Kontakt
Instagram: @sozialistischeoffensive
Facebook: Sozialistische Offensive
Mail: redaktion@sozialistische-offensive.net
Website: sozialistischeoffensive.net

Die Sozialistische Offensive ist eine unabhängige sozialistische Organisationen. Wir sind Teil des „Komitees für eine Arbei-
ter*inneninternationale“ (KAI, engl. CWI – „Committee for a Workers‘ International“) und stehen in den besten Traditionen 
der SLP. Wir sind aktiv in Betrieben, Schulen, Unis und diversen Kampagnen. Wir stehen für die internationale Einheit der 
Arbeiter*innen und organisieren Widerstand und Solidarität auch über Grenzen hinweg. Unser Ziel ist weltweit der Sturz des 
kapitalistischen Profitsystems und der Aufbau eines Zusammenschlusses von sozialistischen Demokratien.

Fortsetzung von Seite 8: 
Auch dort, wo sie Gegenvorschläge macht, tut sie nichts, um diese durchzusetzen.
Wir finden, dass Gewerkschaft sich ausschließlich an den Interessen ihrer Mitglieder und der Beschäftigten und nicht an 

Partei-“Freund*innen” in der Regierung orientieren darf. 
Daher sind wir überzeugt, dass an einer kämpferischen Politik gegen Kürzungen und Jobabbau kein Weg vorbei führt. Es 

gab in den letzten Monaten eine Reihe von Mobilisierungen, die gezeigt haben, dass die Kolleg*innen kampfbereit sind. 
Diese Mobilisierungen haben zu Abschlüssen geführt, die zumindest etwas weniger schlecht waren. Wenn sie von der Ge-
werkschaftsführung nicht viel zu früh abgebrochen worden wären, wäre es möglich gewesen, noch mehr zu erreichen. Diese 
Mobilisierungen haben auch gezeigt, dass wir nicht alleine sind, sondern dass wir viele sind und dass wir gemeinsam mehr 
erreichen können.

Wir brauchen Gewerkschaften, in die Mitglieder sich aktiv einbringen können, um sie zu den für uns notwendigen Kampf-
organisationen zu machen.

Wir brauchen Unterstützung auch für gewerkschaftliche Basis-Aktivitäten in den Betrieben.
Es sind unsere Einkommen und Arbeitsbedingungen. Daher fordern wir Urabstimmungen über wichtige Entscheidungen wie 

Kollektivvertragsabschlüsse.
Wir wissen um die unzähligen Kolleg*innen in den Betrieben und Gewerkschaften, die sich engagiert für Verbesserungen 

einsetzen, aber wie auch wir nicht mit dem Kurs der Gewerkschaftsspitzen einverstanden sind. Wir schließen uns mit anderen 
Aktivist*innen, mit Betriebsrät*innen, Personalvertreter*innen und gewerkschaftlichen Strukturen zusammen, um all das 
(und noch viel mehr) an Veränderung im ÖGB und den Fachgewerkschaften zu erreichen.

Du willst selbst aktiv werden für kämpferische Gewerkschaftspolitik, dann schreib an uns!

treten soll, streut ihrem ehemaligen 
Kollegen Rosen und meint: ”Nach der 
Budgetrede von Finanzminister Markus 
Marterbauer stellt die AK in einer Erst-
einschätzung fest, dass der Bundesre-
gierung die Quadratur des Kreises – also 
die Konsolidierung angesichts der He-
rausforderung – relativ gut gelungen 
ist.” Auch die Gewerkschaftsspitzen 
halten sich mit scharfer Kritik zurück, 
loben die eine oder andere Mini-Maß-
nahme und ignorieren das Gesamtziel, 
nämlich dramatische Kürzungen. So-
gar die ÖVP-nahe Fraktion FCG ist kri-
tischer als die FSG-Vertreter*innen und 
erklärt: “Was bei diesem Budget, das 
unter dem Motto >Aufschwung. Gerech-
tigkeit. Reformen< verabschiedet wird, 
gerecht oder zukunftsweisend sein soll, 
erschließt sich mir nicht“.

Der Grund dafür liegt aber weniger 
in der persönlichen Verbundenheit mit 
Marterbauer, sondern im Irrglauben, 

man müsse diese Kürzungen machen, 
um die Wirtschaft zu sanieren und die 
FPÖ auszubremsen. Beides wird nicht 
funktionieren. 

Die Alternative besteht aber nicht 
darin, sich darauf zu beschränken, ein 
paar andere Kürzungen vorzuschlagen 
oder zu hoffen, mit guten Argumenten 
endlich eine Besteuerung von Reichtum 
und Vermögen zu erreichen. Das kann 
eine gewisse Entlastung bringen. Doch 
an den grundsätzlichen Widersprüchen, 
die im Kapitalismus immer wieder zu 
Krisen und damit zu sozialen Problemen 
führen, wird das nichts ändern. 

Ein sozialistisches Anti-Krisen-Pro-
gramm muss letztlich ein Anti-Kapita-
listisches Programm sein. Es stellt die 
Rechte der Beschäftigten nach sicheren 
Jobs, leistbarem Wohnraum, sozialer 
Absicherung, einem Leben in Würde, 
einer sauberen Umwelt und einer siche-
ren Zukunft in den Mittelpunkt. Statt 

dem Recht auf Profit und Reichtum für 
Wenige treten Sozialist*innen für das 
Recht auf ein gutes Leben für alle ein. 
Unser genaueres Programm findet ihr 
auf unserer Homepage

Doch nichts davon fällt vom Himmel. 
Es ist notwendig, gegen dieses Kür-
zungspaket aktiv zu werden und jede 
noch so kleine Verschlechterung zu be-
kämpfen. Dafür müssen wir uns zusam-
mentun, uns organisieren und Wider-
stand organisieren. Wir dürfen uns nicht 
von “Sachzwängen” bremsen lassen, 
sondern müssen sagen, was nötig ist. 

Wir müssen den Widerstand gegen 
jede Verschlechterung verbinden mit 
dem Kampf für eine völlig andere Ge-
sellschaft, ohne Ausbeutung und Unter-
drückung - wir laden DICH ein: werde 
mit uns gemeinsam genau dafür aktiv!

•	 Folge uns, schreib uns und komm 
zu unseren Treffen!
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DISKUTIEREN, ORGANISIEREN, KÄMPFEN! 

Wir brauchen kämpferische 
Gewerkschaften!

Kürzungspaket und Kollektivvertrags-
abschlüsse unter der Inflation stellen 
eine katastrophale Situation für die 
Beschäftigten und die Arbeiter*innen-
klasse als Ganzes dar. Trotzdem hat die 
Gewerkschaftsführung keine der Regie-
rungsmaßnahmen bekämpft. Das liegt 
v.a. auch daran, dass die SPÖ den Vize-
kanzler stellt und die Gewerkschafts-
führung eng mit der Sozialdemokratie 
verbunden ist. Es ist allerdings eine Ver-
bindung, die schon lange nur mehr in 
eine Richtung funktioniert, nämlich in-
dem die SPÖ ihren Einfluss nutzt, um die 
Gewerkschaften ruhig zu halten.

Unzufriedenheit mit dem Kuschelkurs 
der Gewerkschaftsführung

Diese Positionierung ist nichts Neues, 
sondern wurde bereits in der Gründung 
des ÖGB 1945 tief verankert. Einzemen-
tiert wurde die sozialpartnerschaftliche 
Ausrichtung auch gegen den Willen von 
großen Teilen der Arbeiter*innen und 
Mitglieder mit der brutalen Nieder-
schlagung des Oktoberstreiks 1950. 
Seither weiß jede Regierung: die Ge-
werkschaftsführung ist ein stabiler Part-
ner der Kapitalist*innen und hat immer 
wieder ihre Bereitschaft gezeigt, die 
eigene Mitgliedschaft zu bremsen und 
von der angeblichen Notwendigkeit von 
Lohnzurückhaltung und Zugeständ-
nissen zu überzeugen. Die Hoffnung 
der Gewerkschaftsführung, dafür vom 
Kapital mit dauerhaft soliden Verbes-
serungen für die Beschäftigten belohnt 
zu werden, hat sich mit der Häufung 
wirtschaftlicher Probleme zerschlagen. 
Geblieben sind Privilegien und enge Ver-
flechtungen zwischen den Spitzen von 
Gewerkschaften, Politik und Kapital. 
Dieser Kurs ist nicht unwidersprochen. 
Immer wieder kommt es v.a. auch aus 
Betriebsräten bzw. Zusammenschlüs-

sen und auch mit Unterstützung von 
linken Aktivist*innen zu kämpferischen 
Basisinitiativen. Ihr formaler Einfluss 
ist aufgrund der extrem hierarchischen 
Strukturen gering, ihre politische Be-
deutung aber nicht. 

In vielen Bereichen gibt es Betriebs-
rät*innen und Personalvertreter*innen, 
die unzufrieden sind mit dem Kuschel-
kurs der Gewerkschaftsführung. Eine or-
ganisierte gewerkschaftliche Linke gab 
es noch nie in Österreich. Und doch wird 
es immer wichtiger, Opposition zu or-
ganisieren, denn die Sachzwangpolitik 
der Führung bedeutet in Krisenzeiten 
nur das Durchwinken von Verschlechte-
rungen. Nicht zuletzt auf Initiative von 

Mitgliedern der Sozialistischen Offensi-
ve gibt es seit einiger Zeit Vernetzungs-
treffen von Aktiven, Betriebsrät*innen 
und Gewerkschaftsmitgliedern. Ein-
geladen hat das Bündnis SoWi_So, das 
sich gegen die Kürzungspläne in Land 
und Bund zusammengefunden hat. 
Denn es ist klar, dass Demonstrationen 
alleine diese Kürzungen nicht stoppen 
werden, sondern dass insbesondere den 
Gewerkschaften hier eine besondere 
Verantwortung zukommt. Es sind erste 
Schritte und notwendige Schritte, die 
das Potential haben, kämpferische und 
demokratische Gewerkschaftspolitik 
wieder ganz oben auf die politische Ta-
gesordnung zu setzen.

Gewerkschaft geht besser!
Der folgende Text ist das Ergebnis dieser Treffen und kann und soll diskutiert 

und verabschiedet werden: 
Am 24.4. fand ein Treffen von Beschäftigten, Betriebsrät*innen und Personal-

vertreter*innen statt. Zu diesem Treffen hatten rund 20 Erstunterzeichner*innen 
(alles Betriebsrät*innen, Personalvertreter*innen und Funktionsträger*innen aus 
Gewerkschaften und Arbeiterkammer aus verschiedenen Bundesländern) eingela-
den: aus 6 Fachgewerkschaften und zahlreichen verschiedenen Branchen und aus 
verschiedenen Fraktionen sowie Fraktionslose. Am 24.4. diskutierte und einigte 
man sich auf die folgende Resolution. Wir laden alle ein, den Text in Euren Be-
trieben, Betriebsräten, Personalvertretungen etc zu diskutieren, zu beschließen 
und zu verbreiten. 

 
Kampfmaßnahmen statt Kürzungsmaßnahmen!
Das letzte Budget ist noch nicht verdaut und die Auswirkungen treffen Beschäf-

tigte und ihre Familien hart. Trotzdem schnüren die Regierungen in Bund und 
Ländern schon die nächsten Kürzungspakete. Diese werden uns als alternativlos 
präsentiert. Gleichzeitig werden Milliarden in Aufrüstung gesteckt und Unter-
nehmenswünsche befriedigt. Außerdem schreibt eine Reihe von Konzernen hohe 
Gewinne und fordert sogar von der Regierung, diese Gewinne zu sichern. Und all 
das auf unsere Kosten.

Gleichzeitig bleiben die Kollektivvertragsabschlüsse weit hinter dem zurück, 
was die Beschäftigten brauchen und die nächste Inflationswelle droht. Die Ge-
werkschaftsführung orientiert sich an den angeblichen “Sachzwängen”, die sa-
gen, „wir“ müssen angeblich sparen. Die Spitzen der Gewerkschaften stimmen 
daher vielen dieser Verschlechterungen zu.                   ...Fortsetzung auf Seite 7
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